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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 74 Ausgegeben Danzig, den 22. November 1937 

Ta g Inhalt: Seite 
18. 11. 1937 Verordnung zur Aenderung des Steuergrundgeſetze nns 597 
190 Verordnung 


zur Anderung des Steuergrundgeſetzes. 
Vom 18. No vember 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 50, 51, 53, 55, 56 und 57 und des $ 2 Buchſtabe a) und d) des 
Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie 
des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Das Steuergrundgeſetz vom 22. 7. 1931 in der zurzeit geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 

1. Hinter § 352 werden folgende Beſtimmungen eingeſchoben: 


III. Zwangsvollſtreckung in das Betriebsvermögen oder in das 
geſamte Vermögen 
§ 352 a 
Würde die Zwangsvollſtreckung nach 88 322 und 352 die Exiſtenz des Schuldners oder die 
Aufrechterhaltung ſeines Geſchäftsbetriebes gefährden, ſo kann das Steueramt mit Zuſtimmung des 
Senats, die vorher eingeholt werden muß, das Betriebsvermögen oder das geſamte Vermögen 
des Schuldners, ſoweit es ſich im Inlande befindet, mit Beſchlag belegen. 


§ 352 b 

(1) Mit der Beſchlagnahme verliert der Schuldner die Befugnis, das mit Beſchlag belegte 
Vermögen zu verwalten oder über dasſelbe zu verfügen. 

(2) Das Verwaltungs- oder Verfügungsrecht wird durch einen Treuhänder ausgeübt, der 
vom Steueramt zu beſtimmen iſt. Dem Treuhänder iſt eine urkundliche Beſcheinigung ſeiner Er⸗ 
nennung zu erteilen. Er hat dieſelbe bei der Beendigung ſeines Amtes dem Steueramt zurückzu⸗ 
reichen. 

§ 3520 

(1) Das Steueramt hat die Beſchlagnahme und die Beſtellung des Treuhänders durch den 
Staatsanzeiger bekannt zu machen, kann ſie aber auch in anderen Blättern veröffentlichen. Einer 
beſonderen Bekanntgabe (Zuſtellung) an den Schuldner bedarf es nicht. Mit der Bekanntmachung 
(Satz 1) wird die Vermögensbeſchlagnahme bewirkt. Die Bekanntmachung (Satz 1) ſoll die Über- 
ſchrift „Vermögensbeſchlagnahme“ tragen und die folgenden Angaben enthalten: 

a) Vor- und Zuname des Steuerpflichtigen und jeinen zuletzt bekannten Wohnort, 

b) die vom Steueramt erlaſſene Verfügung, durch die das inländiſche Betriebsvermögen 
oder Geſamtvermögen beſchlagnahmt worden iſt, 

c) den Namen des Treuhänders, 

d) das Verbot an alle natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, die im Inland ihren Wohnſitz, 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Sitz, ihre Geſchäftsleitung oder Grundbeſitz haben, 
Zahlungen oder ſonſtige Leiſtungen an den Steuerpflichtigen zu bewirken, 
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e) die Aufforderung an die unter ch bezeichneten Perſonen, dem Treuhänder innerhalb eines 
Monats Anzeige über die dem Steuerpflichtigen zuſtehenden Forderungen und ſonſtigen 
Anſprüche zu machen. 8 

) einen Hinweis auf die Rechtsfolgen, die eintreten, wenn dem unter Buchſtabe d) be⸗ 
zeichneten Verbote zuwidergehandelt oder der unter Buchſtabe e) bezeichneten Aufforderung 
nicht Folge geleiſtet wird, ws 

g) die Bezeichnung des Steueramts, das die Bekanntmachung erläßt; der Name des Be— 
amten, der die Verfügung gezeichnet hat, braucht nicht in die Bekanntmachung aufge⸗ 
nommen zu werden. i 

(2) Die Beſchlagnahme iſt auf Antrag des Steueramts im Grundbuch und im Handels— 
regiſter einzutragen; ſie gilt anderen Perſonen auch dann als bekannt, wenn ſie ihnen beſonders 

zugeſtellt iſt. a 

(8) Die Beſchlagnahme iſt der Behörde mitzuteilen, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch zur 

Beſtellung eines Pflegers berufen iſt. f 

(4) In gleicher Weiſe wird die Aufhebung der Beſchlagnahme und gegebenenfalls die Abbe— 

rufung und Beſtellung eines anderen Treuhänders bekannt gemacht. 01 

(5) Die Koſten der Bekanntmachung trägt der Schuldner. 


§ 352 d 


F Die von dem Schuldner vor der Beſchlagnahme geſchloſſenen Verträge ſind auch dem be— 
ſchlagnahmten Vermögen gegenüber wirkſam, ſoweit ſich aus den nachfolgenden Beſtimmungen 
nichts anderes ergibt. 


§ 352 e 
(1) Wenn ein gegenſeitiger Vertrag zurzeit der Beſchlagnahme von dem Schuldner und von 
dem anderen Teile noch nicht oder noch nicht vollſtändig erfüllt iſt, ſo kann der Treuhänder nach 
Anhörung des anderen Teils und mit Ermächtigung des Steueramts die Erfüllung ablehnen. Die 
Ermächtigung ſoll nur erteilt werden, wenn die Nichterfüllung des Vertrages zur Erreichung des 
Zwecks der Beſchlagnahme geboten iſt und dem anderen Teile keinen unverhältnismäßigen Nach⸗ 
teil bringt. f 
(2) Lehnt der Treuhänder die Erfüllung ab, ſo kann der andere Teil Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. Die Erſatzpflicht entfällt, wenn ſich aus den Umſtänden ergibt, daß die 
Abmachungen wirtſchaftlich nicht begründet oder zu dem Zweck geſchloſſen ſind, die Vollſtreckung 
des Steueranſpruchs zu gefährden. 
5 § 352 
(1) Hatte der Schuldner vor der Beſchlagnahme einen Gegenſtand gemietet oder gepachtet, ſo 
kann der Treuhänder das Miet- oder Pachtverhältnis nach Anhörung des anderen Teils und mit 
Ermächtigung des Steueramts kündigen. Die Vorſchrift des 8 352 e Abi. 1 Satz 2 iſt ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. Die Kündigungsfriſt iſt, falls keine kürzere Friſt bedungen war, die geſetzliche. 
(2) Kündigt der Treuhänder nach Maßgabe des Abſ. 1, fo kann der andere Teil, falls eine 
längere Friſt bedungen war, Erſatz des ihm durch die vorzeitige Aufhebung des Vertrages ent- 
f ſtehenden Schadens verlangen. Die Erſatzpflicht entfällt, wenn ſich aus den Umſtänden ergibt, daß 
die Abmachungen wirtſchaftlich nicht begründet oder zu dem Zweck geſchloſſen ſind, die Vollſtreckung 
des Steueranſpruchs zu gefährden. Das dem Vermieter und dem Verpächter nach den SS 559, 
581, 585 des Bürgerlichen Geſetzbuches zuſtehende Pfandrecht kann in Anſehung des Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs nicht geltend gemacht werden. 


§ 352 g 
(1) Ein in dem Haushalt, Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäfte des Schuldners an- 
getretenes Dienſtverhältnis kann von dem Treuhänder nach Anhörung des anderen Teils und 
mit Ermächtigung des Steueramts gekündigt werden. Die Vorſchrift des §S 352 e Abſ. 1 Satz 2 
iſt entſprechend anzuwenden. Die Kündigungsfriſt iſt, falls keine kürzere Friſt bedungen war, die ge- 
ſetzliche. 
(2) Kündigt der Treuhänder nach Maßgabe des Abſ. 1, jo kann der andere Teil, falls eine 
längere Friſt bedungen war, Erſatz des ihm durch die vorzeitige Aufhebung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes entſtehenden Schadens verlangen. Die Erſatzpflicht entfällt, wenn ſich aus den Umſtänden 
ergibt, daß die Abmachungen wirtſchaftlich nicht begründet oder zu dem Zweck geſchloſſen ſind, die 
Vollſtreckung des Steueranſpruchs zu gefährden. 0 
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Erhebt ein Gläubiger während der Beſchlagnahme Klage auf Leiſtung, ſo fallen ihm die 
Prozeßkoſten zur Laſt, wenn der Treuhänder den Anſpruch ſofort anerkennt. Dies gilt nicht, 
wenn der Gläubiger bei der Erhebung der Klage die Beſchlagnahme nicht kannte oder aus beſon⸗ 
derem Grunde an alsbaldiger Erlangung des Arteils ein berechtigtes Intereſſe hatte. 


§ 3521 
(1) Der Treuhänder hat das geſamte beſchlagnahmte Vermögen ſofort in Beſitz und Ver⸗ 
waltung zu nehmen. Er hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die erfor⸗ 
derlich ſind, um das beſchlagnahmte Vermögen in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande ordnungsmäßig 
zu erhalten und zu nutzen. Er hat die Anſprüche, auf welche ſich die Beſchlagnahme erſtreckt, 
geltend zu machen und die für die Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld umzuſetzen, insbe⸗ 
ſondere hat er das etwa mitbeſchlagnahmte Geſchäft des Schuldners fortzuführen. 


(2) Die vorhandenen Mittel ſind, ſoweit ſie nicht zur Erhaltung des Vermögens, insbeſondere 
zur Fortführung eines etwa mitbeſchlagnahmtem Geſchäfts, zur Deckung der Koſten des Beſchlag⸗ 
nahmeverfahrens und zu einer angemeſſenen Lebensführung des Schuldners und ſeiner Familie 
erforderlich ſind, zur Abtragung der Steuerſchuld zu verwenden. N 

(3) Das Steueramt beſtimmt den Betrag, der dem Schuldner zur Lebensführung zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen iſt. 

(4) über den Rahmen der ordnungsmäßigen Verwaltung hinaus darf der Treuhänder gegen 
den Willen des Schuldners einzelne Vermögensgegenſtände nur mit Zuſtimmung des Landesſteuer⸗ 
amts veräußern. Im ganzen darf der Treuhänder das Vermögen oder weſentliche Teile des Ver⸗ 
mögens, z. B. das Geſchäft des Schuldners, gegen deſſen Willen nur mit Zuſtimmung des Senats 
veräußern. Gegen die zuſtimmende Entſcheidung des Senats und des Landesſteueramts iſt ein 
Rechtsmittel nicht gegeben. N j 


§ 352 K 


Wenn nach der öffentlichen Bekanntmachung eine natürliche oder juriſtiſche Perſon, die im 
Inland einen Wohnſitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Sitz, ihre Geſchäftsleitung oder 
Grundbeſitz hat, zum Zwecke der Erfüllung an den Steuerpflichtigen eine Leiſtung bewirkt, ſo 
wird hierdurch der Leiſtende dem Steuerberechtigten gegenüber nur dann befreit, wenn er beweiſt, 
daß er zur Zeit der Leiſtung keine Kenntnis von der Beſchlagnahme gehabt hat und daß ihn auch 
kein Verſchulden an der Unkenntnis trifft. Eigenem Verſchulden ſteht das Verſchulden eines Ver⸗ 
treters gleich (3. B. das Verſchulden eines Hausverwalters, den ein ausländiſcher Eigentümer 
eines inländiſchen Hausgrundſtücks beſtellt hat). 


8 3521 
Rechtshandlungen, die nach der Entſtehung der Steuerſchuld und vor der öffentlichen Bekannt⸗ 
gabe der Beſchlagnahme vorgenommen worden ſind, können als dem Steuerberechtigten gegenüber 
unwirkſam vom Steueramt angefochten werden; der Leiter des Landesſteueramts kann nähere 
Beſtimmungen treffen (insbejondere auch darüber, ob und inwieweit die Vorſchriften der SS 29 ff. 
der Konkursordnung ſinngemäß Anwendung finden). 


§ 352 m 


Wer die im § 352 c Abſ. 1 Buchſtabe e bezeichnete Anzeigepflicht vorſätzlich oder fahrläſſig 
nicht erfüllt, wird, ſofern nicht der Tatbeſtand der Steuerhinterziehung oder der Steuergefährdung 
(Ss 366, 372 StGrG.) erfüllt iſt, wegen Steuerordnungswidrigkeit ($ 383 Str.) beſtraft. 


§ 352 n 
Arreſte in das beſchlagnahmte Vermögen find unzuläſſig. 


§ 352 0 
Im übrigen gelten bis zum Erlaß beſonderer Durchführungsbeſtimmungen die Vorſchriften 
der 88 7, 8, 10, 11, 2942, 82— 86, 100, 101 Abſ. 1, 117-119, 121, 123125, 127, 128 der 
Konkursordnung entſprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Gerichts, des Gläubiger- 
ausſchuſſes und der Gläubigerverſammlung das Steueramt tritt. f f 
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8 352 p 
Die Beſchlagnahme iſt aufzuheben, wenn ihre Gründe weggefallen ſind. Die Aufhebung iſt 
durch dieſelben Blätter bekannt zu machen, in denen die Beſchlagnahme bekannt gemacht war. 
2. Dem $ 357 Abſ. 2 wird folgender Abſatz 3 hinzugefügt: 

„G) Die Vollſtreckungsbehörde kann den Arreſt auch durch Beſchlagnahme des Ver— 
mögens des Schuldners nach den 88 352 a ff. dieſes Geſetzes unter entſprechender Anwendung 
des $ 930 Abſ. 2 Z. P. O. vollziehen; § 352 i Abſ .4 findet keine Anwendung.“ 

3. § 426 wird geſtrichen. Die 88 427—430 erhalten eine um 1 niedrigere Nummer. 
4. Hinter $ 429 (bisher $ 430) wird folgender neuer $ 430 eingefügt: 


„Ss 430 
Zur Sicherung der Staatskaſſe wegen der Gelditrafen und der Koſten, die den Beſchuldigten 
vorausſichtlich treffen werden, kann das Steueramt nach $ 357 Str. einen Arreſt anordnen 
und vollziehen.“ 


8 2 
Der Leiter des Landesſteueramts wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung er⸗ 
forderlichen Beſtimmungen (§ 352 0) zu erlaſſen und in die Beitreibungsordnung hineinzuarbeiten. 
8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. Oktober 1937 in Kraft. 


Danzig, den 18. November 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 6100 Greiſer Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


